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Stellungnahme zum Entwurf des “2. Berichts zum Bremischen Gesetz zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderung” des Senats

I. Vorbemerkung

Die vorliegende Stellungnahme des Landesbehindertenbeauftragten bezieht sich auf den Entwurf des “2. Berichts zum Bremischen Gesetz zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderung” des Senats in seiner Fassung vom 29.10.2010. 

Der vorliegende Berichtsentwurf zeigt, dass in der laufenden Legislaturperiode im Land Bremen sowie seinen beiden Kommunen Bremen und Bremerhaven eine Vielzahl von Maßnahmen zur Förderung der Gleichstellung von Menschen mit Behinderung sowie zur Förderung ihrer Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ergriffen worden sind. Dies ist aus Sicht des Landesbehindertenbeauftragten ausdrücklich zu begrüßen, auch wenn dies in der vorliegenden Stellungnahme nicht in Bezug auf jede einzelne Maßnahme nochmals erwähnt wird. 

Abschnitt II der vorliegenden Stellungnahme enthält allgemeine Anmerkungen, die sich auf den gesamten Berichtsentwurf beziehen.

Abschnitt III nimmt dem gegenüber zu konkreten Aussagen in dem Berichtsentwurf Stellung und folgt dabei dessen Gliederung. 

Unter IV. (“Ausblick”) werden abschließend diejenigen Maßnahmen benannt, die aus Sicht des Landesbehindertenbeauftragten zur weiteren Förderung der Gleichstellung von Menschen mit Behinderung, ihrer gesellschaftlichen Teilhabe und ihres Rechts auf Selbstbestimmung zukünftig noch zu ergreifen sind. 

II. Allgemeines

1. Bedeutung der Behindertenrechtskonvention

Im Dezember 2008 haben Bundestag und Bundesrat das “Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen” (Behindertenrechtskonvention - BRK) verabschiedet. In Kraft getreten ist die BRK im März 2009; von diesem Zeitpunkt an ist sie in Deutschland zwingend zu beachten. 

Die Zuständigkeit für die von den Vertragsstaaten der BRK zu ergreifenden Maßnahmen richtet sich dabei nach der in der Bundesrepublik Deutschland geltenden Kompetenzordnung, so dass diejenigen Bestimmungen der BRK, die in den Zuständigkeitsbereich der Bundesländer fallen, von diesem umgesetzt werden müssen. Zwischen In-Kraft-Treten der Behindertenrechtskonvention und der Vorlage des Berichtsentwurfs liegen ca. 1 ½ Jahre.

Gleichwohl ist ein Konzept des Landes Bremen zur Umsetzung der sich aus der BRK ergebenden Maßnahmen nicht erkennbar.

In dem vorliegenden Berichtsentwurf wird lediglich im Zusammenhang mit dem Schulgesetz (Kapitel 2.2) darauf hingewiesen, dass Bremen das erste Bundesland ist, das nach der Ratifizierung der BRK die Verpflichtung der allgemeinen Schulen, sich zu inklusiven Schulen zu entwickeln, in sein Schulgesetz aufgenommen hat. 


Darüber hinaus hat die BRK - was im Berichtsentwurf nicht erwähnt wird - auch bei der Entscheidung des Landeswahlleiters, bei den kommenden Bürgerschaftswahlen statt eines “großen Stimmzettels” ein Stimmzettelheft zu verwenden, eine entscheidende Rolle gespielt. Denn nach Artikel 29 BRK, der die Teilnahme am politischen und öffentlichen Leben regelt, stellen die Vertragsstaaten sicher, dass die Wahlverfahren, -einrichtungen und -materialien geeignet, barrierefrei und leicht zu verstehen sind. Barrierefreie Stimmzettel für blinde und stark sehbehinderte Personen sind aber nur bei Verwendung eines Stimmzettelheftes, nicht aber bei einem “großen Stimmzettel” gegeben. 

Hierauf hat der Landesbehindertenbeauftragte in seiner Stellungnahme zu der Form des Stimmzettels auch hingewiesen. 

Die BRK enthält neben Artikel 29 und Artikel 24, der die Bildung regelt, jedoch eine Reihe weiterer Bestimmungen, die vom Land Bremen zwingend zu beachten und in nationale Maßnahmen umzusetzen sind.

Aus Sicht des Landesbehindertenbeauftragten ist es bedauerlich, dass auch 1 ½ Jahre nach In-Kraft-Treten der Behindertenrechtskonvention in Deutschland konzeptzionelle Überlegungen des Landes Bremen zur Umsetzung der BRK nicht erkennbar sind.

2. Disability Mainstreaming 

Aus der Verpflichtung zur Umsetzung der BRK und der in §1 BremBGG formulierten Zielsetzung folgt, dass Behindertenpolitik nicht (mehr) allein als Aufgabe des Sozialressorts sowie des Ressorts für Bauen und Verkehr verstanden werden kann. 

Behindertenpolitik muss vielmehr zu einer Querschnittsaufgabe werden und die Belange behinderter Menschen müssen bei allen Maßnahmen staatlichen Handelns von vornherein mit berücksichtigt werden (“Disability Mainstreaming”). 

Bereits in ihrem Beschluss im Sommer 2004 über die Einsetzung einer/eines Landesbehin-dertenbeauftragten hatte die Bremische Bürgerschaft unter Ziffer 12 beschlossen: 

“Der Senat entwickelt eine Strategie, die das Zusammenwirken der verschiedenen Ressorts zur Umsetzung der Vorgaben des  Landesgleichstellungsgesetzes (gemeint ist das Behindertengleichstellungsgesetz [Anmerkung des Verfassers]) und eine Verwaltungspraxis durch konkrete Maßnahmen sicher stellt. Dieser Prozess erfolgt in enger Begleitung durch die/den Landesbehindertenbeauftragte/n (Drucks. der Brem. Bürgerschaft 16/353).”

Dennoch ist eine solche ressortübergreifende Strategie im Sinne eines Disability Mainstreaming bisher nicht entwickelt worden; dies ist aber insbesondere auch für den Prozess der Umsetzung der BRK erforderlich.

III. Zu dem Entwurfsbericht im Einzelnen

1. Landes- und Ortsgesetze bzw. Ausführungsbestimmungen

In Abschnitt 1. und 2. des Berichtsentwurfs werden Änderungen in landesgesetzlichen Regelungen, Ortsgesetzen sowie Ausführungsbestimmungen im Einzelnen dargestellt. Die unter 1. und 2. dargestellten gesetzlichen Änderungen sind aus Sicht des Landesbehindertenbeauftragten zum weitaus überwiegenden Teil zu begrüßen. 

Besonders hervorzuheben sind die Änderungen des Bremischen Schulgesetzes und die damit einhergehende Weichenstellung hin zur Entwicklung eines inklusiven Schulsystems im Sinne des Artikel 24 BRK.

Hervorzuheben ist darüber hinaus die “Richtlinie der Freien Hansestadt Bremen zur barrierefreien Gestaltung baulicher Anlagen des öffentlichen Verkehrsraums, öffentlicher Grünanlagen und öffentlicher Spiel- und Sportstätten”, weil diese in einem dialogischen Prozess unter Beteiligung von Vertreterinnen und Vertretern der Behindertenverbände, des Landesbehindertenbeauftragten sowie von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Senators für Umwelt, Bau, Verkehr und Europa erarbeitet worden ist. 

2. Landesausführungsbestimmungen und -programme

Im Abschnitt 3 des Berichtsentwurfs werden Landesausführungsbestimmungen und ‑programme dargestellt. 

a) Positiv hervorzuheben sind die rechtlichen Schritte zur Gewaltprävention in Einrichtungen der Behindertenhilfe. Allerdings sollte in der kommenden Legislaturperiode untersucht werden, welche Maßnahmen zur Gewaltprävention Träger der Behindertenhilfe aufgrund der eingeleiteten rechtlichen Schritte zur Gewaltprävention bisher tatsächlich ergriffen haben und ob weitere Maßnahmen erforderlich sind.

b) Auch wenn der Landesbehindertenbeauftragte nicht verkennt, dass die Umsetzung der Komplexleistung Frühförderung im Sinne des SGB IX sich als komplexer Prozess dargestellt hat, erscheint es mehr als neun Jahre nach In-Kraft-Treten des SGB IX dringend angezeigt, dass die Bremische Landesrahmenempfehlung Frühförderung sowie der Leistungsentgeltvertrag in Kraft gesetzt bzw. unterzeichnet werden.

c) Zu den drei Rechtsverordnungen nach den §§ 9-11 BremBGG ist anzumerken, dass die Bremische Kommunikationshilfeverordnung (BremKHV) sowie die Bremische Barrierefreie Informationstechnikverordnung (BremBITV) in der Praxis tatsächlich zum Tragen gekommen sind, d.h. der Anspruch von gehörlosen Menschen auf Hinzuziehung eines Gebärdensprach-dolmetschers bzw. einer Gebärdensprachdolmetscherin im Verwaltungsverfahren sowie die Schaffung barrierefreier Internetseiten sind tatsächlich realisiert worden. 

Kritisch anzumerken ist lediglich, dass für gehörlose Erziehungsberechtigte der Anspruch auf Hinzuziehung einer Gebärdensprachdolmetscherin/eines Gebärdensprachdolmetschers bei Elternabenden und Elternsprechtagen in Kindertagesstätten und Schulen rechtlich noch verankert werden sollte. 

Darüber hinaus ist im Zusammenhang mit der BremBITV anzumerken, dass sie nach § 9 Abs. 1 BremBGG auf die Gestaltung der Internet- und Intranetseiten des Landes sowie der Stadtgemeinden Anwendung findet, das Intranet “Mitarbeiterportal” (MIP) jedoch noch nicht barrierefrei ist. Die Herstellung der Barrierefreiheit für das MIP ist jedoch angestrebt. 

Außerdem begegnen dem Unterzeichner, der aufgrund seiner eigenen Behinderung (Blindheit) auf barrierefreie elektronische Dokumente angewiesen ist, immer wieder nicht barrierefreie Pdf-Dokumente der Verwaltung, die von seinem Screenreader (Bildschirmleser mit Sprachausgabe für den PC) nicht lesbar sind. 

Gegenüber den beiden zuvorgenannten Verordnungen erscheint die Umsetzung der Bremischen barrierefreie Dokumentenverordnung als problematisch. Die in ihr geregelten Rechte werden nicht oder nicht in nennenswerten Umfang in Anspruch genommen. Dies liegt nach Einschätzung des Landesbehindertenbeauftragten aber nicht nur an mangelndem Bedarf; vielmehr werden blinde und hochgradig sehbehinderte Personen von ihren Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeitern - anders wie dies bei der Deutschen Rentenversicherung der Fall ist - nicht auf ihren Anspruch auf barrierefreie Dokumente im Verwaltungsverfahren hingewiesen. Hierfür sollte zukünftig Sorge getragen werden. 

3. Veränderungen in den Dienststellen 

a) Im Abschnitt 5 des Berichtsentwurfs wird eine Reihe von Dienststellen genannt, die ihm zufolge “barrierefrei” umgestaltet worden sind. So trägt der Abschnitt 5.1 des Berichtsentwurfs die Überschrift “Sozialzentrum Süd barrierefrei umgestaltet”. 

Unklar im gesamten Abschnitt 5 bleibt dabei, was unter “barrierefrei” bzw. “Barrierefreiheit” zu verstehen ist. Denn durch den Einbau des Aufzuges, der den Anforderungen der DIN 18024-2 entspricht und damit als barrierefrei bezeichnet werden kann, ist zwar ein barrierefreier Zugang zu den verschiedenen Ebenen des Gebäudes erreicht worden, andere noch bestehende Barrieren wie z.B. die zu engen Türen zu den meisten Büros sind hingegen nicht beseitigt worden. Deshalb kann das Sozialzentrum nicht als “barrierefrei”, sondern lediglich als “bedingt” oder “eingeschränkt barrierefrei” bezeichnet werden. 

Entsprechendes gilt für die Gebäude der Senatorin für Bildung und Wissenschaft in der Emil-Waldmann-Straße und in der Katherinenstraße. Hier konnten aufgrund baulicher Gegebenheiten keine Aufzüge eingebaut werden, die als barrierefrei im Sinne der DIN 18024-2 angesehen werden können, d.h. in einem Fall beträgt die lichte Durchgangsbreite der Aufzugstür lediglich 80 cm, in dem anderen Fall konnte eine hinreichend tiefe Aufzugskabine nicht realisiert werden.

Ein exakter Umgang mit dem Begriff der Barrierefreiheit ist aber allein schon deshalb geboten, weil die Bezeichnung einer Einrichtung als “barrierefrei” suggeriert, dass das Gebäude zumindest den Anforderungen der einschlägigen Normen genügt.

b) Barrierefreiheit in der Justiz

Zu den in Absatz 5.5 des Berichtsentwurfs dargestellten Maßnahmen zur Reduzierung von Barrieren in der Justiz ist anzumerken, dass der Landesbehindertenbeauftragte entgegen der Aussage am Ende dieses Unterkapitels nicht an allen der genannten Maßnahmen beteiligt worden ist. 

Keine Beteiligung erfolgte bei den Planungen für das Amtsgericht Blumenthal und für das Amtsgericht Bremerhaven. An der Planung für die Modernisierung der Justizvollzugsanstalt wurde der Landesbehindertenbeauftragte erst beteiligt, nachdem er diese nachdrücklich eingefordert hatte.

c) Zur Barrierefreiheit bei der Senatorin für Bildung und Wissenschaft sowie dem Schul- und Hochschulbau in Abschnitt 5.7 ist anzumerken, dass der Landesbehindertenbeauftragte im Berichtszeitraum an einigen Planungsmaßnahmen für Quartiersbildungszentren und Schulen nicht beteiligt worden ist. Nachdem er dies gegenüber der Immobilien Bremen sowie der Senatorin für Bildung und Wissenschaft mit Nachdruck bemängelt hat, ist im Bezug auf seine Beteiligung eine Verbesserung zu erwarten. 

Auch hat sich aus Sicht des Landesbehindertenbeauftragten als Problem herausgestellt, dass der Abbau von Barrieren in Schulen nicht mit in das Konjunkturprogramm II aufgenommen worden ist. Dies hat zur Folge gehabt, dass bei einigen Schulen zwar Sanierungsmaßnahmen insbesondere im energetischen Bereich durchgeführt, aber keinerlei Mittel zur Reduzierung bestehender baulicher Barrieren zur Verfügung gestellt worden sind.

d) In welchem Umfang an Bremens Hochschulen bereits Barrierefreiheit hat hergestellt werden können, vermag der Landesbehindertenbeauftragte nicht abschließend zu beurteilen, da er nicht alle Räumlichkeiten der Hochschulen im Lande Bremen kennt.

Allerdings hat der Landesbehindertenbeauftragte erhebliche Zweifel daran, dass die Einrichtungen der Hochschulen alle oder zumindest zum überwiegenden Teil barrierefrei erreichbar und auch nutzbar sind. 

So hat sich für den Landesbehindertenbeauftragten bei einer gemeinsam mit der Schwerbehindertenvertretung der Universität Bremen, Vertreterinnen und Vertretern des Studentenwerks sowie der Universität Bremen durchgeführten Besichtigung der Cafeteria/Mensa im GW2 herausgestellt, dass diese nur eingeschränkt für Menschen mit Behinderung nutzbar ist. Abgesehen davon, dass im Bereich der Cafeteria noch eine ältere viel zu steile Rampe, die einige wenige Stufen überwindet, existiert, ist dieser Bereich mit massiven Bänken und Tischen so möbliert, dass Rollstuhlnutzerinnen und -nutzer nur mit Schwierigkeiten einen Platz finden können. 

Darüber hinaus ist ein Ausgabetresen zu hoch, so dass er nicht den Anforderungen der Barrierefreiheit entspricht und von Kindern, kleinwüchsigen Personen und Menschen im Rollstuhl nur schwer erreichbar ist. Teile der Auslagen wie z.B. Brötchen sind so hoch angebracht, dass sie für die zuvor genannten Personen nicht sichtbar und erreichbar sind. Gleiches gilt für Getränkeautomaten.

Auch wenn während des gemeinsamen Ortstermins Maßnahmen zur Verbesserung der Situation und Reduzierung der bestehenden Nutzungsbarrieren verabredet worden sind, zeigt dieses Beispiel doch, dass die Anforderungen an eine barrierefreie Erreichbarkeit und Nutzbarkeit bei der erst vor wenigen Jahren durchgeführten Neuplanung dieses Bereichs nicht oder zumindest nicht hinreichend berücksichtigt worden sind.

Deutlich macht dieses Beispiel auch, dass es bei der Frage der Barrierefreiheit nicht nur um rein bautechnische Fragen und die Erreichbarkeit geht, sondern auch um die Nutzungs-möglichkeit, für die auch die Möblierung, die verwendeten Automaten, die Höhe von Auslagen und die Betriebsabläufe von Bedeutung sind. 

Aufgrund des vorgenannten Beispiels hält es der Landesbehindertenbeauftragte für sinnvoll, die Anforderungen an die Barrierefreiheit von Hochschulen und nach dem BremBGG, das insoweit über die Landesbauordnung hinaus geht, mit den Beauftragten der Hochschulen für Barrierefreiheit zu erörtern. Hierzu wird er die Initiative ergreifen und die beauftragten Personen zu einer gemeinsamen Besprechung einladen.

4. Defizite im Vollzug rechtlicher Bestimmungen zur Barrierefreiheit und zur Gleichstellung behinderter Menschen

Der Berichtsentwurf geht nicht darauf ein, dass es auch Defizite im Vollzug bzw. in der Umsetzung rechtlicher Bestimmungen zur Barrierefreiheit und zur Gleichstellung behinderter Menschen gibt. 

a) Bereits erwähnt worden ist, dass die Bremische barrierefreie Dokumentenverordnung in der Praxis bisher nahezu keine Wirkung entfaltet hat.

Dabei wäre aus Sicht des Landesbehindertenbeauftragten von Interesse, wo die (möglichen) Ursachen hierfür liegen und wie eine Verbesserung der Situation herbeigeführt werden könnte.

b) Aufgrund eines Projektes an der Gesamtschule Ost und der damit verbundenen Öffentlich-keitsarbeit hat die Frage der Barrierefreiheit von Gaststätten im Jahr 2009 in der Öffentlichkeit viel Beachtung gefunden. 

Vor diesem Hintergrund sowie aufgrund einer kleinen Anfrage in der Stadtbürgerschaft hat die Verwaltung gegenüber der Deputation für Bau und Verkehr Anfang 2010 einen Bericht abgegeben. Aus dem Bericht der Verwaltung “Barrierefreiheit in Gaststätten” vom 29.01.2010 für die Februarsitzung der städtischen Deputation für Bau und Verkehr ergibt sich, dass bei insgesamt 26 untersuchten Gaststätten-Bauvorhaben 

- fünf Vorhaben hinsichtlich der Barrierefreiheit korrekt ausgeführt worden sind, 

- vier Vorhaben ausschließlich kleinere Ausstattungsmängel aufweisen (z.B. Haltegriff, Seifenspender oder Handtrockner fehlen im WC-Bereich)

- 11 Vorhaben mindestens bauliche Mängel aufweisen, die die Zugänglichkeit und / oder Nutzbarkeit beeinträchtigen, 

- fünf Vorhaben nicht (mehr) realisiert sind und

- dass ein Vorhaben mit dem Verzicht auf Barrierefreiheit genehmigt worden ist.

In dem Bericht der Verwaltung heißt es dann u.a.:

“damit ist die Zahl der mangelhaft erstellten Vorhaben geringer als von den Schülern angenommen, dennoch ist deutlich, dass die Akzeptanz der baulichen Anforderungen zur Barrierefreiheit noch erheblich zu wünschen übrig läßt und weitere Überzeugungsarbeit gegenüber Bauherren notwendig ist.”

In diesem Zusammenhang wäre es wünschenswert gewesen, wenn in dem Berichtsentwurf darauf eingegangen worden wäre, ob und inwieweit die in dem Bericht der Verwaltung angesprochenen Konsequenzen zwischenzeitlich umgesetzt worden sind und ob und inwieweit sie eine Wirkung entfaltet haben. 

5. Stadtführer barrierefreies Bremen

Zutreffend wird in dem Berichtsentwurf unter Punkt 6.2 darauf hingewiesen, dass die Stadtbürgerschaft am 15.12.2009 beschlossen hat, dass der Stadtführer weiter entwickelt werden soll und das der Senat diesen Beschluss zur Kenntnis genommen und zur weiteren Veranlassung an den Senator für Wirtschaft und Häfen, die Senatorin für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales sowie den Senator für Umwelt, Bau, Verkehr und Europa überwiesen hat. 

Richtigerweise wird in dem Berichtsentwurf auch darauf hingewiesen, dass der Begleitausschuss zum Stadtführer ein konkretes Konzept zur Weiterentwicklung des Stadtführers vorgelegt hat. Darüber hinaus hat der Begleitausschuss auch einen - allerdings unverbindlichen - Vorschlag zur Finanzierung und Aufteilung der entstehenden Kosten auf mehrere Senatsressorts unterbreitet.

Obwohl den drei Senatsressorts, denen der Senat im Dezember 2009 den Bürgerschaftsbeschluss zur Weiterentwicklung des Stadtführers zur weiteren Veranlassung überwiesen hatte, der Vorschlag des Begleitausschusses seit mehreren Monaten bekannt ist, liegt bisher eine abgestimmte Entscheidung des Senats zu dem Bürgerschaftsbeschluss nicht vor. Dies bleibt im Berichtsentwurf unerwähnt. 

IV. Ausblick

Aussagen über zukünftige Maßnahmen zur Förderung der Gleichstellung, Teilhabe sowie des Rechts auf Selbstbestimmung enthält der Berichtsentwurf nicht.

Wesentliche Aufgabe für die Zukunft ist die Umsetzung der Behindertenrechtskonvention im Land Bremen. An der Entwicklung eines entsprechenden Maßnahmeplans / Aktionsplans sind nach Auffassung des Landesbehindertenbeauftragten Vertreterinnen und Vertreter behinderter Menschen zu beteiligen.
Ein solcher Aktionsplan müsste nach Ansicht des Landesbehindertenbeauftragten insbesondere Maßnahmen in folgenden Bereichen umfassen:

· Bewußtseinsbildung (Art. 8 BRK),

· Barrierefreiheit (Art. 9 BRK),

· unabhängige Lebensführung und Teilhabe an der Gemeinschaft (Art. 19 BRK),

· Bildung (Art. 24 BRK),

· Gesundheit (Art. 25),

· Arbeit (Art. 27). 


Außerdem sollten die bereits begonnenen Projekte wie die Reduzierung von Barrieren an der Domsheide sowie auf den Bahnhofsvorplatz und die Weiterentwicklung des Stadtführers für behinderte Menschen fortgeführt werden.

Vor dem Hintergrund der zahlreichen noch bestehenden Barrieren im Altbestand öffentlicher Gebäude sowie des öffentlichen Verkehrsraumserscheint es darüber hinaus geboten, in Bremen eine Haushaltsposition “Barrierefreiheit” zu schaffen, mit deren Hilfe schrittweise weitere Barrieren abgebaut oder zumindest reduziert werden könnten. Eine solche Position im Haushalt würde auch der sich aus Artikel 9 BRK ergebenen Verpflichtung entsprechen, Maßnahmen zur Identifikation und Beseitigung bestehender Barrieren zu ergreifen.

Eine weitere Aufgabe von zentraler Bedeutung ist die Umsetzung der Bremischen Schulreform und die Weiterentwicklung der Inklusion.

Im Bereich Bauen ist die neue DIN 18040 Teil 1, die im Oktober 2010 veröffentlicht worden ist, als verbindliche technische Baubestimmung für die Bremische Landesbauordnung umzu-setzen. Außerdem wird darauf zu achten sein, dass sowohl die DIN 18040 Teil 1 als auch die DIN 32975 über die Darstellung visueller Informationen bei öffentlichen Gebäuden und Verkehrsanlagen zukünftig beachtet werden.

Des Weiteren steht die Erarbeitung einer Richtlinie zur Barrierefreiheit in öffentlichen Gebäuden des Landes sowie der Stadtgemeinde Bremen an, in der die Anforderungen an die Barrierefreiheit vor dem Hintergund der genannten DIN-Normen konkretisiert werden sollen.

Auf der Grundlage der für das Jahr 2011 oder 2012 zu erwartenden neu gefassten DIN 32984 über Bodenindikatoren wird die “Richtlinie der Freien Hansestadt Bremen zur barrierefreien Gestaltung baulicher Anlagen des öffentlichen Verkehrsraums, öffentlicher Grünanlagen und öffentlicher Spiel- und Sportstätten” zu überarbeiten sein. 

Dr. Hans-J. Steinbrück

Der Landesbehindertenbeauftragte
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